
werden. Daher werden den operativ tätigen Staats­
anwälten die Erfahrungen der Staatsanwaltschaft zu­
sammen mit den daraus abgeleiteten verallgemeinern­
den Schlußfolgerungen und den erforderlichen metho­
dischen Hinweisen übermittelt. Es kann dabei 
erforderlich sein, eine Differenzierung nach den 
örtlichen Bedingungen vorzunehmen. Das setzt die 
ständige Mitarbeit aller Staatsanwälte in ihrem 
regionalen und sachlichen Wirkungsbereich voraus. Die 
Sammlung, Auswertung und Berichterstattung ist daher 
eine wichtige Tätigkeit aller Staatsanwälte.

Um den Überblick der Organe der mittleren und 
höchsten Ebene zu gewährleisten, ist es erforderlich, 
die Arbeitsorganisation dieser Aufgabe anzupassen. Die 
Arbeitsteilung erfolgt deshalb erstens nach sachlichen 
Gesichtspunkten und zweitens in territorialer Hinsicht. 
Die Staatsanwälte in den Fachabteilungen sind zu­
ständig für ein bestimmtes Rechtsgebiet und zugleich 
für ein bestimmtes Territorium, vorzugsweise für das­
jenige, in dem Fragen aus dem fachlichen Spezialgebiet 
besonders häufig Vorkommen. Sie erhalten als Spezia­
listen alle das einschlägige Rechtsgebiet berührenden 
Sachen zur Bearbeitung, sachlichen Auswertung und — 
soweit auch ihr Territorium betroffen ist — zur Ver­
tretung; alle übrigen Sachen aus ihrem örtlichen 
Bereich erhalten sie zur Kenntnisnahme. Auf diese 
Weise haben sie einen genauen Überblick über die 
Ereignisse in ihrem Territorium und darüber hinaus 
als Spezialisten einen solchen über die Entwicklung 
bestimmter Rechtsgebiete. Das ist die Voraussetzung, 
um die Ergebnisse der Rechtsentwicklung systemati­
sieren, aber diese Aufgabe erforderlichenfalls auch 
gleich in entsprechend differenzierter Weise lösen zu 
können.

Die Systematisierung erfolgt durch die General­
staatsanwaltschaft. Sie bringt den Staatsanwälten die 
Ergebnisse teils in Form von Handbüchern für be­
stimmte Sachgebiete, teils in Form von methodischen 
Instruktionen und Richtlinien des Generalstaatsanwalts 
oder auch in Form von Aufsätzen zu wichtigen Teil­
fragen zur Kenntnis, die in der Zeitschrift des General­
staatsanwalts erscheinen. Der Rahmen der Veröffent­
lichungen wird trotz der Beschränkung auf das Arbeits­
gebiet der Staatsanwaltschaft nicht zu eng gehalten. In 
dieser Zeitschrift werden Beschlüsse der KPC und der 
Regierung, Ergebnisse von Analysen der Staatsanwälte 
und der Rechtsprechung, Erfahrungen aus der Sowjet­
union und den Volksdemokratien, schließlich aber auch 
kritische Stellungnahmen zu den Maßnahmen der 
Staatsanwaltschaft veröffentlicht. Diese ständige Doku­
mentation der staatsanwaltschaftlichen Praxis bietet 
den Staatsanwälten bei der Lösung ihrer Fragen eine

sichere Anleitung; sie gestattet es auch, die Vervoll­
kommnung der staatsanwaltschaftlichen Arbeitsmetho­
den genau zu beobachten und auf sie Einfluß zu 
nehmen.

Die tschechoslowakische Staatsanwaltschaft kann 
infolge dieser gut ausgebauten Methode auf eine 
laufende Anleitung durch Instrukteure weithin ver­
zichten. Sie entgeht damit der dieser Einrichtung in 
gewissem Umfang anhaftenden Gefahr des Schematis­
mus und der Einschränkung der eigenen Initiative der 
Staatsanwälte. Sie kann statt dessen auf entsprechende 
Signale hin in größerem Umfang Teil- oder Komplex­
revisionen durchführen, deren Ergebnisse sichere Hin­
weise auf die in der staatsanwaltschaftlichen Arbeit 
bestehenden Mängel und auf die Mittel zu ihrer 
Behebung geben. Damit aber wird die im eigenen 
Apparat durchgeführte Kontrolltätigkeit selbst wieder 
zu einem wichtigen Mittel der Entwicklung der staats­
anwaltschaftlichen Arbeitsmethoden.

Da das Ziel der staatsanwaltschaftlichen Arbeit in 
der CSR auf die Beseitigung von Komplexen von 
Ungesetzlichkeiten gerichtet ist, wird auch die Lösung 
der Planaufgaben durch Analysen dokumentiert, in 
denen solche Komplexe in allen Einzelheiten aufgedeckt 
werden. Den zentralen Staatsorganen wird durch die 
Zusammenfassung der Ergebnisse, welche die an der 
Basis durchgeführte systematische Kontrolle der Staats­
anwaltschaft gebracht hat, ein Spiegelbild ihrer poli­
tischen und fachlichen Wirksamkeit geliefert. Die vom 
Generalstaatsanwalt gezogenen Schlußfolgerungen wer­
den dem Zentralkomitee der KPC und der Regierung 
unterbreitet. Sie werden natürlich auch im Apparat der 
Staatsanwaltschaft selbst ausgewertet. Die Analysen 
der Staatsanwaltschaft bilden wichtige Arbeitsgrund­
lagen bei der Entwicklung von Gesellschaft und Staat 
und tragen wesentlich zur Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit bei, ggf. auch durch die Herbeiführung 
entsprechender Regierungsbeschlüsse. Die Stellung des 
Staatsanwalts im sozialistischen Staate als eines Hüters 
und Förderers der Gesetzlichkeit wird dadurch in 
zunehmendem Maße gefestigt und damit die Konzeption 
Lenins über di'e Aufgaben und die Bedeutung der 
Staatsanwaltschaft verwirklicht.

Die Einheitlichkeit der tschechoslowakischen Staats­
anwaltschaft, die Wissenschaftlichkeit und Rationalität 
ihrer Arbeitsweise sowie die gut durchdachte Methodik 
und die Konsequenz, mit der sie an die Aufgaben 
herangeht, hinterlassen einen großen Eindruck. Dies 
sind die besten Voraussetzungen, um die vielfältigen 
und komplizierten Probleme zu lösen, welche der 
Staatsanwaltschaft im sozialistischen Staat übertragen 
sind.

Z u r  D i s k u s s i o n

Zur Zuständigkeit der Verkehrsgerichte in Strafsachen
Von Dr. HANS WEBER, Richter am Kreisgericht Potsdam-Land

Am 22. April 1954 erließ der Ministerrat die Ver­
ordnung über die Zuständigkeit der Gerichte in Ver­
kehrssachen (GBl. S. 461). Zur Begründung der Bildung 
der Verkehrsgerichte wird in der Präambel der Ver­
ordnung darauf hingewiesen, daß „die mit den Ver­
kehrsverhältnissen im Zusammenhang stehenden Straf- 
und Zivilsachen ... infolge ihrer Kompliziertheit und 
Vielfältigkeit eine besondere Sachkenntnis der Richter“ 
erfordern. An einer späteren Stelle heißt es: „Im Inter­
esse einer sachkundigen Ermittlung und Wahrheits­
erforschung sowie einer Verbesserung und Beschleuni­
gung der Rechtsfindung werden die Verkehrssachen bei 
wenigen Gerichten konzentriert.“

Dieser Zweckbestimmung der Verkehrsgerichte ent­
spricht auch die Zuständigkeitsregelung, welche die 
§§ 6 (für Strafsachen) und 7 (für Zivilsachen) enthalten. 
In diesem Beitrag soll nur über die Zuständigkeit der 
Verkehrs s t r a f  kammern gesprochen werden. Nach 
§ 6 der Verordnung sind die Strafkammern und -senate

für Verkehrssachen für alle Verbrechen ausschließlich 
zuständig, die in Ausübung oder im Zusammenhang 
mit der Tätigkeit der Verkehrsbetriebe begangen wer­
den oder die gegen die Einrichtungen des Verkehrs oder 
die unmittelbare technische Durchführung des Verkehrs 
gerichtet sind, ferner für alle Straftaten, die für Ver­
kehrsunfälle ursächlich sind. Darüber hinaus hat der 
Staatsanwalt nach § 6 Abs. 2 der Verordnung das 
Recht, durch Erhebung der Anklage die Zuständigkeit 
einer Kammer oder eines Senats für Verkehrssachen 
zu begründen.

Diese Zuständigkeitsregelung deutet darauf hin, daß 
vor den Verkehrsgerichten nur Strafsachen verhandelt 
werden sollen, die wegen ihrer Art kompliziert sind 
und vor allem hinsichtlich der Feststellung kausaler 
Zusammenhänge und der Schuld (durchweg handelt es 
sich um Fahrlässigkeit) Schwierigkeiten bereiten.

Die überwiegende Mehrzahl der in den ersten drei 
Quartalen 1957 vor der Verkehrsstrafkammer des
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